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Der Siegeszug der Demokratie im 20. Jahrhundert ist beeindruckend. Die dritte
Demokratisierungswelle, die mit dem Ende der letzten Rechtsdiktaturen in
Westeuropa Mitte der 1970er Jahre begann, sich in Lateinamerika in den 80er
Jahren fortsetzte, Ostasien erreichte, die kommunistischen Regime Osteuropas
und der Sowjetunion erfasste und selbst einige Länder Afrikas berührte, ist bei-
spiellos in der Geschichte. Gerade in einer längerfristigen Perspektive hat sie ein
nachhaltigeres politisches Erbe für das 21. Jahrhundert hinterlassen als die For-
men und Ideologien totalitärer Herrschaft. Das 20. Jahrhundert war also gerade
an seinem Ende das Jahrhundert der Demokratie.

Im Schatten der Demokratisierungswelle hat das Wissenschaftsunternehmen
„Freedom House“ seine eigene Erfolgsgeschichte geschrieben. Daten, welche
die gesamte Staatenwelt erfassen und die Zeitverläufe der Demokratieentwick-
lung in den einzelnen Ländern fast drei Dekaden zurückverfolgen lassen, ihre
statistisch anspruchslose Darstellung sowie der schnelle Zugriff über das Inter-
net haben das nordamerikanische Projekt Freedom House zu einer bevorzugten
Informationsquelle für Journalisten, Publizisten, Essayisten und Politikwissen-
schaftler auf der ganzen Welt gemacht.

Die begriffliche Minimalabsicherung, die den Erfolgsstatistiken der Demokratie
unterlegt wird, heißt „electoral democracy“. Der Begriff ist jedoch theoretisch
wie normativ anspruchslos und liegt in seiner konzeptionellen Innenausstattung
noch deutlich unter den institutionellen Minimalia, wie sie Robert Dahl (1971)
für sein Konzept der Polyarchie entwickelt hat. Wir schlagen einen Demokra-
tiebegriff vor, der anspruchsvolleren normativen und analytischen Gütekriterien
entspricht als die Nomenklatur von Freedom House.

Normativ muss er neben der notwendigen Bedingung freier Wahlen auch jene
Teilregimes eines politischen Systems erfassen, die garantieren, dass die Wahlen
für die demokratische Machtausübung „bedeutsam“ sind, zwischen den Wahlen
die vertikale wie horizontale Verantwortlichkeit der Regierenden gegenüber den
Regierten sicherstellen und die Gültigkeit von Normen und Institutionen de-
mokratischer Herrschaft gewährleisten. Dazu ist ausdrücklich ein intakter
Rechtsstaat zu zählen. Wir nennen dieses Konzept „eingebettete Demokratie“.

Das Konzept der eingebetteten Demokratie folgt der Idee, dass stabile rechts-
staatliche Demokratien doppelt eingebettet sind: intern – indem die einzelnen
Teilregime der Demokratie durch ihre jeweils spezifische Interdependenz und
Independenz den normativen und funktionalen Bestand sichern. Extern – in-
dem die Teilregime der Demokratie in ermöglichende Bedingungen (Rahmen)
der Demokratie eingebettet und gegen äußere wie innere Schocks und Desta-
bilisierungstendenzen geschützt werden.

Die Teilregime der Demokratie

Fünf Teilregime definieren die eingebettete, rechtsstaatliche Demokratie: ein de-
mokratisches Wahlregime (A), das Regime politischer Partizipationsrechte (B),
das Teilregime bürgerlicher Freiheitsrechte (C), die institutionelle Sicherung der
Gewaltenkontrolle (D) sowie die Garantie, dass die „effektive Regierungsge-
walt“ der demokratisch gewählten Repräsentanten de jure und de facto gesi-
chert ist (E). Unser Demokratiebegriff geht über Anthony Downs (1968), aber
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Zwischen normativer Demokratie-
theorie und empirischer Demokra-
tieforschung  klafft eine Lücke. Die 
hohe Komplexität der ersteren be-
hindert ihren Einsatz in der empiri-
schen Analyse. Die empirische De-
mokratieforschung übt sich häufig 
in theoretischer Enthaltsamkeit und 
simplifiziert die komplexe demokra-
tische Herrschaftsform zur „elector-
al democracy“. Das Konzept der 
„embedded democracy“ versucht, 
dieses Dilemma zu überwinden, in-
dem es einen theoretisch gehaltvol-
leren wie analytisch ergiebigeren 
Begriff von Demokratie für die em-
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Polyarchie und Demokratie

Der von Robert Dahl geprägte Be-
griff der „Polyarchie“ (griechisch: 
Herrschaft der Vielen) bezeichnet in 
der modernen Politikwissenschaft 
ein System der freien Partizipation 
und des öffentlichen Wettbewerbs 
auf der Grundlage periodisch statt-
findender Wahlen. In Abgrenzung 
zur „Demokratie“, die einen Ideal-
zustand der voll entfalteten Herr-
schaft des Volks beschreibt, be-
zeichnet „Polyarchie“ den empiri-
schen Ist-Zustand eines demokra-
tischen politischen Systems.
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auch Robert Dahls (1971) Polyarchieverständnis hinaus. Er ist aber dennoch
„realistisch“, da er sich ausschließlich auf die institutionelle Architektur bezieht
und die Output-Dimension wünschbarer Politikergebnisse nicht als definierende
Merkmale der rechtsstaatlichen Demokratie betrachtet. Unser Demokratiever-
ständnis liegt also zwischen Joseph Schumpeter und Hermann Heller. Sozial-
staat, Fairness der Verteilung wirtschaftlicher Güter oder gar „Soziale Gerech-
tigkeit“ mögen wünschbare Politikergebnisse demokratischer Entscheidungs-
prozesse sein, konstitutiv-definierende Elemente sind sie nicht. 

Dem Wahlregime kommt in der Demokratie die Funktion zu, den Zugang zu
den zentralen staatlichen Herrschaftspositionen über einen offenen Wettbewerb
an das Votum des Demos zu binden. Er nimmt unter den Teilregimen der „em-
bedded democracy“ eine zentrale Position ein, weil es der sichtbarste Ausdruck
der Volkssouveränität ist. Darüber hinaus stellt es aufgrund der offenen plura-
listischen Konkurrenz um die zentralen Herrschaftspositionen auch die kardi-
nale Differenz zur Autokratie dar.

Aus dem Blickwinkel des Prinzips der Herrschaftskontrolle sind Wahlen Sank-
tionsmechanismen, die sie zu folgenreichen, wenngleich zeitlich punktuellen
Verfahren vertikaler Verantwortlichkeit werden lässt. Ein demokratisches Wahl-
regime ist also eine notwendige, aber längst nicht hinreichende Bedingung für
demokratisches Regieren.

Die den Wahlen voraus- und über sie hinausgehenden politischen Partizipati-
onsrechte vervollständigen die vertikale Demokratiedimension. Sie konstituie-
ren die Arena der Öffentlichkeit als eine eigenständige politische Handlungs-
sphäre, in der sich organisatorische und kommunikative Macht entfaltet. Ihre
Funktion besteht in der Ermöglichung demokratischer Wahlen, indem diese an
die pluralistischen Interessen komplexer Gesellschaften angeschlossen werden.

Konkret beinhalten sie zunächst eine uneingeschränkte Geltung des Rechts auf
Meinungs- und Redefreiheit, des Assoziations-, Demonstrations- und des Peti-
tionsrechts. Neben den öffentlichen müssen private Medien ein erhebliches Ge-
wicht haben. Sowohl die Verbreitung als auch der Empfang von Informationen
und Nachrichten darf keinen politisch motivierten Restriktionen unterliegen.
Diese Öffentlichkeit erlaubt erst die volle Entfaltung der politischen und zivilen
Gesellschaft. Erst als solche fördert sie die dauerhafte und sensitive Rückkopp-
lung staatlicher Institutionen an die Interessen und Präferenzen der Gesellschaft.

Die Teilregime A und B bedürfen der Ergänzung durch die bürgerlichen Frei-
heits- und Abwehrrechte. Sie bilden noch vor der Institutionalisierung wechsel-
seitiger Gewaltenkontrolle den zentralen Baustein für die Rechtsstaatsdimen-
sion der „embedded democracy“. Auf eine einfache Formel gebracht, beinhalten

Summary
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of democracy for comparative re-
search on democracy.
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sie das Prinzip, dass der Staat an das geltende Recht gebunden ist und auf der
Grundlage a priori klar definierter Normen handelt.

Den Kern liberaler Rechtsstaatlichkeit bilden die verfassungsmäßig verankerten
materiellen Grundrechte. Sie sind individuelle Schutzrechte gegen den Staat als
Exekutive, aber auch Rechte des Individuums gegen freiheitsgefährdende Über-
griffe eines gewählten Gesetzgebers. Der Rechtsstaat wirkt als „Querverstre-
bung“ für institutionelle Minima demokratischer Wahlen und Partizipation. 

Gewaltenteilung und horizontale Verantwortlichkeit

Als viertes konstituierendes Teilregime der rechtsstaatlichen Demokratie be-
trachten wir die Gewaltenteilung und die durch sie institutionalisierte „horizon-
tale Verantwortlichkeit“. Die Institutionalisierung horizontaler Verantwortlich-
keit der Staatsgewalten schließt eine zentrale Kontrolllücke, die die übrigen
Teilregime im demokratischen Grundgerüst noch offen lassen. Die horizontale
Verantwortlichkeit der Gewalten betrifft die Frage der Herrschaftsstruktur und
beinhaltet die Rechtmäßigkeit des Regierungshandelns und dessen Überprüfung
mittels der Gewaltenkontrolle im Sinne einer balancierten wechselseitigen In-
terdependenz und Autonomie von Legislative, Exekutive und Judikative. 

Das fünfte Teilregime betont die Notwendigkeit, dass es tatsächlich die gewähl-
ten Repräsentanten sind, die regieren. Das Kriterium der effektiven Regierungs-
gewalt legt fest, dass das Militär oder andere machtvolle Akteure, die keiner
demokratischen Verantwortlichkeit unterworfen sind, nicht die (letzte) Verfü-
gungsgewalt über bestimmte Politikbereiche haben. Dies wird insbesondere in
vielen der jungen Demokratien in Lateinamerika, Ost-, Süd- und Südostasien
verletzt, wo das Militär zum Teil autonome Politikdomänen in der Außen- und
Sicherheitspolitik besitzt.

Die beschriebenen Teilregime können ihre Wirkung für die Demokratie nur
dann voll entfalten, wenn sie wechselseitig „eingebettet“ sind. Wechselseitige
Einbettung heißt sowohl unverzichtbare „Zulieferdienste“ für ein anderes Teil-
regime zu leisten, wie dies die Teilregime B (politische Partizipationsrechte) und
C (bürgerliche Freiheitsrechte) für das Teilregime A (demokratische Wahlen)
tun, als auch andere Teilregime an usurpierenden Übergriffen in angrenzende
Sphären zu hindern, wie dies unter anderem die Teilregime C, D und E garan-
tieren. Funktionale und normative Interdependenz wie Independenz charakte-
risieren den „Kommunikationscode“ zwischen den Teilregimen. Die jeweilige
Balance ist fragil und von Demokratie zu Demokratie unterschiedlich.

Demokratie kann zwar in die genannten Teilregime disaggregiert werden, diese
stehen aber in wechselseitigem Bezug zueinander. Die Eigenlogik eines Teilre-
gimes wird durch diese Einbettung nicht aufgehoben, aber an demokratieschäd-
lichen Übergriffen gehindert. Es ist also gerade die wechselseitige Einbettung
der einzelnen Institutionen der Demokratie in ein Gesamtgeflecht institutionel-
ler Teilregime, die erst die Demokratie funktions- und widerstandsfähig macht.

Analytisch ist die Differenzierung in Teilregime von erheblichem Vorteil. Sie er-
laubt erstens eine präzisere Bestimmung der „Qualität“ einer Demokratie. Sie
ermöglicht zweitens, bei Ländervergleichen eine besondere Häufung von De-
mokratiedefekten innerhalb einer Demokratie festzustellen. Drittens erlaubt sie,
systematischer zu verfolgen, wie Defekte in einem Teilsystem andere Teilsys-
teme infizieren, damit die demokratische Logik zunehmend aushöhlen und zur
schleichenden Autokratisierung führen: und dies trotz periodisch stattfindender
pluralistischer Wahlen.

Sozioökonomischer Kontext und Zivilgesellschaft

Jede Demokratie ist in eine Umwelt eingebettet. Sie umschließt die Demokratie,
ermöglicht und stabilisiert sie. Ihre Beschädigung zieht häufig Defekte und De-
stabilisierungen der Demokratie nach sich. Diese Einbettungsrahmen sind Mög-
lichkeitsbedingungen, aber sie sind keine definierenden Bestandteile der Demo-
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kratie selbst. Die wichtigsten dieser externen Einbettungsrahmen sind: sozio-
ökonomischer Kontext, Zivilgesellschaft und internationale Integration.

Der Zusammenhang von wirtschaftlicher Entwicklung und Demokratiefähig-
keit ist seit 40 Jahren immer wieder statistisch getestet worden und hat sich als
außerordentlich stabil erwiesen. Eine entwickelte Wirtschaft, die krasse Armut
verhindert, die Sozialstruktur pluralisiert und materielle und kognitive Ressour-
cen in einer Gesellschaft nicht eklatant ungerecht verteilt, ist ein Schutzschild
für die Demokratie und trägt in der Regel auch zur rechtsstaatlichen und par-
tizipativen Qualität eines demokratischen Gemeinwesens bei. Umgekehrt gilt:
ihre Abwesenheit oder rasche Niveauveränderung nach unten ist der Stabilität
und Qualität von rechtsstaatlichen Demokratien abträglich.

Die Überzeugung, dass eine entwickelte Zivilgesellschaft zur Stärkung der De-
mokratie beiträgt, hat eine lange Tradition. Sie stützt sich auf gewichtige Argu-
mente, wie sie in der politischen Philosophie der frühen Neuzeit von John
Locke über Montesquieu und Alexis de Tocqueville bis zu Ralf Dahrendorf und
Jürgen Habermas entwickelt wurden. Die vier wichtigsten Kernargumente, die
zugleich zentrale demokratietheoretische Funktionen der Zivilgesellschaft ange-
ben, können hier nur genannt werden:

- Schutz vor staatlicher Willkür: die Locke’sche Funktion

- Schule der Demokratie: die Tocqueville'sche Funktion

- Balance zwischen staatlicher Autorität und ziviler Gesellschaft: die Montes-
quieu'sche Funktion

- Öffentlichkeit und Kritik: die Habermas'sche Funktion

Internationale Integration

Die Einbindung in internationale, vor allem regionale, wirtschaftliche oder de-
mokratisch-politische Organisationen ist ebenfalls von erheblicher Bedeutung
für die Stabilität und Qualität einer Demokratie. Als historisch erfolgreichste in-
ternationale Einbettung von Demokratien erwies sich die Europäische Union
bzw. ihre Vorläuferorganisationen, die Europäische Gemeinschaft für Kohle und
Stahl (EGKS), die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und die Euro-
päische Gemeinschaft (EG).

Die frühe Integration der Bundesrepublik Deutschland und Italiens 1951 in die
EGKS, die Aufnahme der postautoritären Regime Griechenlands, Spaniens und
Portugals in den 1980er Jahren stabilisierten die jungen Demokratien ebenso,
wie nach 1989 die volle Demokratisierung der osteuropäischen Beitrittsstaaten
vorangetrieben wurde. Die Kombination von marktwirtschaftlicher Interessen-
und demokratischer Wertegemeinschaft macht die EU zu einem Modell, das
bisher einzigartig in der Welt ist. 

Je dichter, konsolidierter und widerstandsfähiger diese „äußeren“ Einbettungen
der Demokratie sind, umso unangreifbarer sind auch deren interne Teilregime
gegenüber externen Bedrohungen. Je dichter die Interdependenz zwischen den
Teilregimen institutionalisiert ist, je stärker die Kooperation zwischen den jewei-
ligen Akteuren dieser Regime und je höher die Akzeptanz und der Respekt vor
der jeweiligen Independenz, desto demokratischer ist das Gesamtregime.

Ebenso gilt der Umkehrschluss: Je schwächer die äußeren Einbettungen, je ge-
ringer der Respekt und die Kooperation zwischen den Akteuren der Teilregime,
desto eher haben wir es mit defekten Demokratien zu tun. Wenn die Einbet-
tungen zerbrechen, geraten Demokratien auf die abschüssige Ebene einer nur
schwer aufzuhaltenden Autokratisierung.
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